
 

Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 

Sitzungsprotokoll 
 
 

 

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 

Gremium Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen 

Sitzungsdatum 30.06.2020 

Uhrzeit 18:00 Uhr bis 21:30 Uhr 

Sitzungsort Raum 006 - Bürgersaal im Bürgerzentrum, 

 

Anwesend 
 
Vorsitzender: 
Andreas Orth (CDU) 
 
Mitglieder: 
Werner Alt (CDU) 
Manfred Bickelmaier (CDU) 
Klaus Bleuel (GRÜNE) 
Dr. Lutz Lehmler (SPD) 
Annette Sommer (FDP) 
Eberhard Weber (SPD) 
 
Magistrat: 
Bürgermeister Kay Tenge  
 
Stadtverordnetenversammlung: 
Roland Laube (CDU)(18:00 - 18:10 Uhr) 
Albert Bungert (CDU) vertritt Berg, Markus (CDU) 
Karl-Heinz Hamm (FDP) 
Markus Jantzer (FREIE GRÜNE) 
Christina Laube (CDU)(19:00 - 21:30 Uhr) 
Gerda Müller (SPD) 
Armin Schlepper (FDP) 
Heike Thielke-Alt (CDU)(19:00 - 21:30 Uhr) 
Dr. Ute Weinmann (FREIE GRÜNE) 
 
Schriftführer: 
Ruth Schreiner  
 

Abwesend 
Markus Berg  (CDU) 
Ingrid Reichbauer  (GRÜNE) 
Aylin Sinß  (SPD) 
 

 



Niederschrift der 6. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Planen und Bauen 2 von 9 

 
Da der Ausschuss mit der Ernennung von Björn Sommer zum 1. Stadtrat und dem Wechsel von Herrn Josef 
Schönleber in den HFA, sowohl den Vorsitzenden als auch den stellvertretenden Vorsitzenden verloren hat, 
eröffnet Stadtverordnetenvorsitzender Roland Laube die Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Planen und 
Bauen um 18:00 Uhr und stellt fest, dass die Einladung form- und fristgerecht erfolgt und das Gremium 
beschlussfähig ist. Für Herrn Björn Sommer ist Frau Annette Sommer und für Herrn Josef Schönleber Herr 
Andreas Orth nachgerückt. 
Zu TOP 6. MV 2019/155 (Biosphäre) wird auf Wunsch von Herrn Bleuel festgehalten, dass auch der Antrag 
von B90/Grüne 2020/094 -obwohl nicht auf der Einladung gelistet – hier mit erwähnt werden soll. 

 
 

1. Wahl eines oder einer neuen Vorsitzenden 
SVV Laube bittet um Vorschläge zur Wahl. Herr Alt schlägt Herrn Orth vor. Herr Dr. Lehmler schlägt Herrn 
Bleuel vor. Herr Dr. Lehmler begründet den Vorschlag, dass Herr Bleuel bereits zweimal den UPB-Vorsitz 
innehatte und sich dabei durch sachlich orientiertes Handeln auszeichnete und B90/Grüne ein 
Ausschussvorsitz zustehe. Beide nehmen die Kandidatur an. Die Wahl erfolgt geheim. 
Herr Laube bittet die Ausschussmitglieder auf die ausgeteilten Zettel jeweils die Namen der beiden 
Kandidaten zu schreiben, diese Wahlzettel sodann untereinander zu tauschen und sodann den 
gewünschten Kandidaten durch ein Kreuz zu kennzeichnen oder bei Enthaltung kein Kreuz zu machen. Er 
bestimmt Herrn Alt als Wahlausschuss. Er sammelt die Zettel ein und mischt sie vor der Zählung. Herr 
Laube zählt aus. Es wurden 7 Stimmzettel abgegeben, die alle gültig sind. 3 Stimmen entfallen auf Herrn 
Bleuel, 4 Stimmen auf Herrn Orth, der damit zum Vorsitzenden gewählt ist. Herr Orth nimmt die Wahl zum 
Vorsitzenden des UPB an. 
 

 
2. Wahl eines oder einer stellvertretenden Vorsitzenden 
Herr Laube schlägt Herrn Bleuel als stellvertretenden Vorsitzenden vor. Er ist mit der Kandidatur 
einverstanden. Es werden keine weiteren Vorschläge gemacht. Die Abstimmung erfolgt offen durch 
Handzeichen. Ohne Gegenstimmen und Enthaltungen mit 7 Stimmen wird dem Vorschlag zugestimmt. Herr 
Bleuel nimmt die Wahl an. 
Herr Laube dankt Herrn Sommer und Herrn Schönleber für die geleistete Arbeit, übergibt die 
Sitzungsleitung an Herrn Orth und verabschiedet sich um 18.10 Uhr. 
Herr Orth schlägt vor, die TOP 7 bis 9 vor TOP 6 vorzuziehen. Darüber besteht Einvernehmen im Ausschuss. 
 

 
3. Bund-Länder-Programm „Lebendige Zentren in kleinen Städten und Gemeinden“ 

Antrag der Stadt Oestrich-Winkel zur Aufnahme des Stadtteils Hallgarten in das Förderprogramm 
2020/85 

Vorsitzender Orth berichtet hierzu, dass es nur um die Antragstellung und noch nicht um die 
Projektauswahl geht. Für den Hallgartener Platz bedeutet das eine Verzögerung von einem ½ bis ¾ Jahr 
bemerkt Herr Bleuel. Das Projekt ist bereits seit 4 ½ Jahren avisiert. Eine Verzögerung wegen der 
Kofinanzierung ist eine Chance, die dennoch ergriffen werden sollte, bei einer längeren Verzögerung sollten 
die Gremien informiert werden, so Herr Dr. Lehmler. Bürgermeister Tenge rechnet mit einer Entscheidung 
im Herbst bis Ende des Jahres. Der Hallgartener Platz ist im Antrag enthalten und ist bei einer Förderzusage 
sofort umsetzbar, ansonsten ist die Maßnahme auch ohne Förderung machbar, dann eben mit Finanzierung 
über die Stadt. Frau Dr. Weinmann spricht sich auch für die Antragsstellung aus, auch wenn hier der Focus 
auf Plätze und öffentlichen Flächen liegt und weist auf das abgelehnte Dorferneuerungsprogramm hin. Sie 
möchte wissen, ob auch Eigentümer von Denkmälern vom Programm partizipieren. Bürgermeister Tenge 
erläutert, dass die lokale Partnerschaft und der Ortsbeirat über die Projekte entscheiden und dass auch 
eine Förderung von privaten Gebäuden möglich ist. Auf Nachfrage von Frau Dr. Weinmann, ob es bei den 
Privaten bereits Erfahrungswerte aus dem laufenden Programm gebe, erklärt Bürgermeister Tenge, dass 
das Programm zwar den gleichen Namen trägt, aber seit Mai inhaltlich ein anderes ist. Bei beiden 
Programmen können auch Private gefördert werden, was bislang nicht passiert ist. 
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Beschluss 
1. Die Stadt Oestrich-Winkel bewirbt sich um Aufnahme in das Städtebauförderprogramm „Lebendige 

Zentren in kleinen Städten und Gemeinden“ mit dem in der Anlage dargestellten Gebiet im Stadtteil 
Hallgarten. 

2. Die Stadt Oestrich-Winkel verpflichtet sich, bei Aufnahme in das Programm ein integriertes 
städtebauliches Entwicklungskonzept zu erarbeiten. 

3. Die Stadt Oestrich-Winkel verpflichtet sich, bei Aufnahme in das Programm eine Steuerungsstruktur 
aufzubauen. 

4. Die Stadt Oestrich-Winkel verpflichtet sich, bei Aufnahme in das Programm zum Aufbau einer Lokalen 
Partnerschaft. 

 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
4. Antrag SPD: Schaffung von bezahlbarem Mietwohnraum im Baugebiet "Fuchshöhl" 

2020/10 
Herr Dr. Lehmler begründet den Antrag. Da alles sehr teuer ist, fehlt auch bezahlbarer Mietwohnraum. Im 
Baugebiet Fuchshöhl bietet die Stadt 8 verbilligte Baugrundstücke für 420 €/m² an, die übrigen städtischen 
Grundstücke sollen bestmöglich verkauft werden. Das wird den Zuzug von gut situierten und die 
Verdrängung hiesiger Bevölkerung zu Folge haben. Bei 196 Bewerbern, wobei die Zahl nicht aktuell ist, ist 
ein Bedarf da. Herr Jantzer fragt zum Antrag der SPD vom 03.09.2019 bzgl. bezahlbarem Wohnraum nach, 
speziell zum Punkt 7. („der Magistrat legt einen Bericht vor zu Aktivitäten bzgl. bezahlbaren Wohnungen 
vor“), wann der Bericht vorgelegt wird. Wenn Möglichkeiten bestehen, so Bürgermeister Tenge. Derzeit 
sind keine Flächen avisiert. Die Fuchshöhl nebst entsprechender Haushaltseinnahmen wurde viel früher in 
Angriff genommen, sonst hat die Stadt geeigneten Flächen und das Baugebiet ist im Haushalt verplant. Auf 
die Nachfrage von Herrn Jantzer, dass über Aktivitäten berichtet werden sollte und wenn es nichts zu 
berichten gibt, der Schluss gezogen werden könnte, dass keine Aktivitäten erfolgt sind, erwidert 
Bürgermeister Tenge, dass die Stadt niemandem vorschlagen könne, vergünstigten Wohnraum anzubieten. 
Herr Dr. Lehmler erinnert daran, dass vor seiner Zeit schon verschiedene Vorschläge gemacht wurden, aber 
bislang nichts passiert ist und offensichtlich ein großer Unwille bei CDU und FDP bestehe. 15 Grundstücke 
stehen in der Fuchshöhl zur Verfügung, wenn der Wille da wäre, ist bezahlbarer Wohnraum schaffbar, eine 
Änderung ist noch möglich. 
Dazu erwidert Bürgermeister Tenge, dass die Stadtverordnetenversammlung das entsprechend wollen 
muss und an den Magistrat herantragen muss. Herr Bickelmaier hält 420 €/m² für ein gutes Angebot. Herr 
Weber erinnert daran, dass auch bei dem Baugebiet „Alte Schule“ günstiger Wohnraum geschaffen werden 
sollte, was aber nicht passiert ist. Daher sollte die Chance bei der Fuchshöhl genutzt werden. Innerhalb der 
Fraktionen wurde das Thema ausführlich beraten, so Herr Orth. Grundsätzlich spricht nichts dagegen, aber 
nicht in der Fuchshöhl, möglicherweise lässt sich was bei der Flächennutzungsplanänderung finden. Er 
verliest dazu einen Änderungsantrag von CDU/FDP. Herr Jantzer verweist auf den bereits genannten 1 Jahr 
alten Antrag, er hält eine aktuelle Bestandsaufnahme der Wohnungssituation und eine konzeptionelle 
Herangehensweise für notwendig. Herr Dr. Lehmler: vor 4 ½ Jahren wurde ein Zwischenerwerbsmodell und 
ein Einheimischenmodell vorgeschlagen, was vom damaligen Bürgermeister zurückgepfiffen wurde. Es ist 
legitim, sowas nicht zu wollen, dann sollte es aber auch klar gesagt werden, statt unverbindlicher Aussagen 
vor der Wahl. Seit 4 ½ Jahren ist das Thema präsent, die Grundstücke sind auch da, nur der Wille fehlt. Herr 
Bickelmaier erinnert daran, dass dieses Baugebiet schon sehr lange im Gespräch ist und die Preise damals 
niedriger waren. Herr Dr. Lehmler fasst zusammen, dass sich alle in der Vergangenheit nicht mit Ruhm 
bekleckert haben, was die Blockade von bezahlbarem Wohnraum anbelangt und die Nicht-Blockade vom 
Verkauf von Weinbergsflächen zu Höchstpreisen. 
Die Abstimmung erfolgt zunächst über den Antrag 2020/10 der SPD. Dieser wird bei 4 Gegenstimmen und 
einer Enthaltung mehrheitlich angelehnt. 
Sodann erfolgt die Abstimmung über den Antrag der CDU/FDP, s. auch Anlage 1. 
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Beschluss 
1. Die im B-Plan vorgesehenen Bauplätze in der Fuchshöhl sollen möglichst schnell, dem B-Plan 

entsprechend, bebaut werden. Die Aufstellung des B-Planes und die darin enthaltene Nutzungsart 
wurde in den Gremien ausgiebig diskutiert und beschlossen. 

2. Eine evtl. Vermietung von Eigentumswohnungen, vom Bauträger, wäre eine Option. Das ist 
allerdings mit dem Bauträger zu verhandeln. 

3. Der UPB schlägt der SV vor, den Magistrat zu beauftragen: 
a) mit einer Wohnungsbaugesellschaft ein Projekt für sozial unterstützten Wohnraum in einem 

mittleren Zeithorizont zu planen, 
b) ein für infrage kommendes Grundstück der Stadt zu definieren, 
c) der SV zu berichten. 

 
Abstimmung 
Bei zwei Gegenstimmen und einer Enthaltung mehrheitlich zugestimmt. 
 
5. Antrag B90/GRÜNE: Konzepterstellung Essbare Stadt 

2020/13 
Herr Bleuel begründet den Antrag. Bingen und Andernach sind „Essbare Städte“, wobei in Andernach das 
Projekt durch einen Hauptamtlichen betreut wird. Als Vorteile nennt er die Nutzung öffentlicher 
Grünflächen, den Anreiz sich mit dem Thema Nutzpflanzen zu beschäftigen und Förderung des sozialen 
Engagements. Daher soll ein Konzept erarbeitet werden unter Hinzuziehung der Ortsbeiträte, der 
Hochschule Geisenheim und der Stadt Bingen. Die im Antrag avisierte Ergebnisvorlage bis Ende 2020 soll 
wegen Corona bis Mitte 2021 verschoben werden. 
Vorsitzender Orth schlägt vor, den Antrag direkt ohne weitere Abstimmung an den Magistrat weiter zu 
leiten. Darüber besteht Einvernehmen im Ausschuss. 
 
 

6. Antrag B90/GRÜNE: Neukalkulation der Verkaufspreise pro qm für Erbpachtgrundstücke auf dem 
Rebhang 
2020/92 

Vorsitzender Orth berichtet, dass zu diesem Antrag ein Änderungsantrag von CDU/FDP eingebracht wird, S. 
Anlage 2. Herr Dr. Lehmler schlägt vor, beide Anträge zu vertagen. Die Verträge haben noch eine Laufzeit 
von 40 Jahren. Sie sollten (anonym) überprüft werden, um festzustellen, ob ein Verkauf sinnvoll ist und ob 
der Preis angemessen ist. Das ist derzeit nicht abschätzbar, da die Vertragsinhalte nicht bekannt sind. Daher 
ist es wichtig, sich dahingehend kundig zu machen um die Optionen der Stadt abzuschätzen. So ist das 
schwierig zu beurteilen. Bürgermeister Tenge berichtete, dass die Verträge individuell gestaltet sind und 
dass in den letzten zwei Jahren kein Verkauf stattgefunden hat und die Verkaufsfälle insgesamt weniger 
werden. Er weist darauf hin, dass heutige Regelungen zum Preis erst später wirken und sich dann als 
Bumerang herausstellen könnten. Jeder Verkauf wird zudem der SV vorgelegt. Herr Bickelmaier hält eine 
Wertabschöpfung auch für wichtig. Aus Sicht von Vorsitzendem Orth spricht nichts gegen eine Vertagung. 
Herr Bleuel sieht das auch so. Allerdings würden schon öfters Grundstücke verkauft, wobei die Preise 
immer relativ stabil erscheinen. Für künftige Verkäufe soll die Stadt vorbereitet sein und vorher die 
entsprechenden Grundlagen ermitteln. Er verweist auf die nicht aktuellen Bodenrichtwerte auf der 
Homepage der Stadt. Frau Schreiner erklärt hierzu, dass bislang keine neuen vorgelegt wurden. 
Protokollnotiz: Seit 2020 gilt eine neue Verfahrensweise. Die Bodenrichtwerte werden direkt im Internet 
veröffentlicht, die Kommunen erhalten daher keine gesonderten Informationen und Karten mehr. Ferner 
werden pro Gemeinde nur noch generalisierte BRW veröffentlicht, d. h. nicht mehr ortsteilweise und keine 
Spanne mehr, sondern nach guter, mittlerer und mäßiger Lage eingeteilt. Bürgermeister Tenge bestätigt auf 
Rückfrage von Herrn Dr. Lehmler, dass in den Verträgen immer mal Änderungen vorkommen. 
Die Beratung im Ausschuss wird einvernehmlich vertagt. 
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7. Antrag B90/Grüne: Radweg zwischen Winkel (Weberbrücke) und Geisenheim entlang der B42 alt 
auf der Nordseite 
2020/93 

Es wird vereinbart, dass zu diesem Antrag vor dem nächsten UPB ein gemeinsamer Ortstermin mit dem 
Ortsbeirat Winkel stattfinden soll. 
 
 

8. Antrag CDU/FDP: Aktualisierung des Flächennutzungsplanes 
2020/98 

Vorsitzender Orth erläutert, dass der Flächennutzungsplan vom UPB begleitet erneuert werden soll, was 2 
– 5 Jahre in Anspruch nehmen wird. Herr Bleuel ist verwundert, dass diese Vorlage nicht vom Magistrat 
kommt. Es erfolgt keine Abstimmung. Es ergeht einvernehmlich die Empfehlung an den Magistrat, 
Vorschläge via UPB an die Fraktionen einzubringen. Einen Beschluss, den Flächennutzungsplan zu erneuern, 
soll in der nächsten Sitzung durch die Stadtverordnetenversammlung vorgenommen werden. 
 
 

 Zu TOP 9 gemeinsame Sitzung mit dem Ausschuss JSSK 
Beginn der Vorträge um 19:00 Uhr 

 
9. Machbarkeitsstudie Biosphärenregion im Rheingau-Taunus-Kreis, der Stadt Wiesbaden und im 

Main-Taunus-Kreis 
2019/155 

Zu diesem Punkt sind sieben Vorträge vorgesehen. 
 
 

9.1 Amt für den Ländlichen Raum, Umwelt, Veterinärwesen und Verbraucherschutz 
Karl-Eckart Maskus 

Herr Mascus berichtet, dass sowohl der Kreisbauernverband, als auch der Gebietsagrarausschuss eine 
Biosphärenregion kategorisch ablehnen. Die Idee Wiesbaden und das Hinterland in einer Biosphäre 
zusammen zu bringen und damit Stadt und Land zu verbinden, hält er für interessant. Damit kann das 
Verständnis für die Kulturlandschaft wachsen. Er sieht Chancen für Naturschutz, Landwirtschaft und 
Bewohner, aber auch Risiken. Im Bereich Landwirtschaft wird bereits von EU- bis auf Kreisebene vieles in 
den Bereichen Klima-, Ressourcen- und Tierschutz, regionale Erzeugung und Vermarktung von Produkten, 
sowie Biodiversität gefordert. Die Landwirtschaft sieht sich damit zum Teil zu Recht einem enger 
werdenden „Belagerungsring“ an Ansprüchen ausgesetzt. Den Gründen einer Ablehnung muss daher 
Verständnis entgegengebracht werden. Chancen werden gesehen in der einer besseren Vermarktung 
regionaler Produkte mit einem solchen Label. Eine Biosphärenregion kann aber nur so gut werden, wie die 
Landwirte sie als Chance ergreifen. Mit einer Biosphärenregion als institutionellem Dach, können auch 
Nutzungsprobleme gelöst werden, ein Bewusstsein für die Region geschaffen und mehr Fördermittel in die 
Region geholt werden. Die Landwirtschaft fürchtet neue bzw. strengere Auflagen. So stellen z. B. die 
Ackerbaustrategie, die hessische Biodiversitätsstrategie und der Insektenschutz Forderungen an die 
Landwirtschaft. Diesem Druck stehen aber aus Sicht der Landwirtschaft keine finanziellen Vorteile 
entgegen. Zentraler Punkt sind daher die Freiwilligkeit und die weitere Absicherung der aktuell legalen 
Maßnahmen / Bewirtschaftung. Das zweifelt die Landwirtschaft an. Aus ihrer Sicht ist alles auch ohne 
Biosphäre machbar. Seiner persönlichen Meinung nach wird die Situation der Landwirtschaft mit der 
Biosphäre nicht schlechter. Auf die Frage von Herrn Dr. Lehmler, ob mit der Freiwilligkeit der einzelne 
Landwirt gemeint ist oder was anderes, antwortet Herr Mascus, dass damit z. B. der Zwang gemeint ist, auf 
Ökolandwirtschaft umzustellen, was er selbst allerdings nicht als Risiko ansieht. 
 
 

 
9.2 Forstamt Rüdesheim 

Jan Stetter 
Herr Jan Stettler ist der neue Forstamtsleiter des Forstamtes Rüdesheim. Das Forstamt ist als forstlicher 
Dienstleister für Oestrich-Winkel tätig, sein Vortrag behandelt diesen Aspekt. 
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Der Bereich Wald taucht in der Machbarkeitsstudie nur selten auf, außer beim Thema Kernzone. Der 
einzige Vorschlag zum Wald lautet „regionale Wertschöpfungsketten“. Er sieht aber weniger Vorteile bei 
dem Label, geringe Transportwege sind ohnehin vorhanden. Z. Zt. besteht ein Überangebot an Schadholz, 
was sich in ein paar Jahren vielleicht anderes ist. In den Pufferzonen ist mit 
Bewirtschaftungseinschränkungen zu rechnen. Für die Kernzone soll Staatswald herangezogen werden. Für 
die notwendige FSC/PETC-Zertifizierung ist ein erheblicher Aufwand nötig. Eine Biosphärenregion gibt auch 
keine Antwort auf den schnellen Klimawandel. Individuen, die 200 Jahre alt werden, können sich dieser 
Geschwindigkeit nicht anpassen. Das betrifft nicht nur die Fichte, sondern auch alle Hauptbaumarten. Die 
Gleichung: Bewahren = stabil ist daher gewagt. Insgesamt ist der Wald für ein Biosphärengebiet geeignet 
und bereits zertifiziert. Aus seiner Sicht fehlt aber der Bereich Klimawandel. Aus der Machbarkeitsstudie 
sind keine wirklichen Vorteile für den Wald erkennbar, aber weitere Restriktionen nicht ausschließbar. 
 
 

 
9.3 Bürgerstiftung Unser Land! Rheingau und Taunus 

Prof. Klaus Werk, heute vertreten durch Andreas Wennemann, Geschäftsführer des Naturparks 
Rhein-Taunus 

Die in der Anlage beigefügte Präsentation konnte aufgrund technischer Probleme nicht gezeigt werden, der 
Vortrag orientiert sich an ihr, sie ist als Anlage 3 beigefügt. 
Herr Wennemann vertritt Herrn Prof. Dr. Werk. Er berichtet, dass die Idee zu einer Biosphäre vor 10 Jahren 
hier im kommunalen Bereich geboren und dann nach Wiesbaden auf die Landesebene getragen wurde. Das 
Land hat dazu eine Machbarkeitsstudie unter Beteiligung von ca. 80 – 85 Personen erstellt. Der Steuerkreis 
der Studie hat dabei in einer so noch die da gewesenen Zusammensetzung gearbeitet. 
Dabei wurden verschiedene Aspekte untersucht und Themenbereiche bearbeitet und bewertet. Es wurden 
räumlich 3 Zonen unterschieden, die es gilt, zukunftsfähig zu machen. Es gilt mit Blick auf Luftbilder aus den 
Jahren 1930/40 und heutigen Aufnahmen die Frage zu beantworten, wie es aussieht, wenn die Entwicklung 
weitergeht und wo kritische Punkte sind, z. B. Landwirtschaft. Wenn die Gesellschaft nicht mitmacht, wird 
bei einer Temperaturzunahme von + 1-1,5°C, der Forst Schaden nehmen und in 80 Jahren – und das wird 
sein heute geborener 4. Enkel noch erleben – bei einer nochmaligen Temperaturzunahme um 2°C über 
Walderhalt geredet werden. Als Vorteile einer Biosphärenregion mit 700.000 Menschen benennt er 
Zusammenhalt und Verbindlichkeit, die Finanzierung der Verwaltungsstelle durch das Land mit mind. 5 
Mio. € in 10 Jahren, eine andere mediale Wahrnehmung, bessere Umsetzung von Maßnahmen für 
Nachhaltigkeit und Wirtschaft. Er schließt mit dem Satz: Eine richtige Entscheidung ist falsch, wenn sie zu 
spät getroffen wird. 
 
 

 
9.4 Schutzgemeinschaft Deutscher Wald - Landesverband Hessen e.V. 

Hans-Ulrich Drombrowsky 
Herr Dombrowsky war bis 2017 31 Jahre Forstamtsleiter in Rüdesheim. An der Machbarkeitsstudie hat er 
für die Schutzgemeinschaft Deutscher Wald mitgewirkt. Der Vortrag ist der Anlage 4 zu entnehmen. Er 
stellt die Ziele der Biosphärenregion gem. Machbarkeitsstudie vor und stellt die Frage, was davon bereits 
gelebte Realität ist und welche Arten der Zusammenarbeit es bereits gibt. Die Umstände der Erstellung der 
Machbarkeitsstudie werden dargestellt. Aus seiner Sicht war die Teilnehmerauswahl willkürlich, so wurde 
die Schutzgemeinschaft Deutscher Wald nur nach vorhergehender Intervention beteiligt und die 
Protagonisten einer Biosphärenregion waren in der Überzahl. Die Atmosphäre war schlecht, eine 
Ergebnisoffenheit nicht gegeben, die Identifizierung der Kernflächen falsch, 90 % der Fragen wurden nicht 
beantwortet, Behauptungen nicht belegt, es gab versteckte Drohungen und einen Aufruf der 
Staatssekretärin Trappeser an Mitarbeiter des Ministeriums zur positiven Abstimmung für die 
Biosphärenregion, berichtet Herr Dombrowski. Zum Suchraum für die Biosphärenregion führt er aus, dass 
er aus vier Teilen besteht, die keinen Gemeinschaftssinn besitzen und auf eine unterschiedliche Historie 
zurückblicken. Zone I bildet die Kernzone, dazu soll der Staatswald dienen. Diese Zone wird dann als 
Naturschutzgebiet geschützt, bei einen Windwurf würde alles liegen bleiben. Die Stadt Rüdesheim lehnt 
das ab. Zone II wird auch als Naturschutzgebiet geschützt, häufig bestehen massive Einschränkungen. Nach 
10 Jahren muss eine Evaluierung erfolgen, offen ist, wer das macht und bezahlt. In der Zone III werden die 
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Bauleitplanung und auch die Verkehrsplanung eingeschränkt. Die Auswirkungen auf den Wald sind eine 
Verschlechterung der CO2-Bilanz bei einer Stilllegung, sowie eine Abnahme der Biodiversität. Die Schaffung 
einer „Wildnis“ hält Herr Dombrowsky für illusorisch. Erfahrungen aus Biosphärenregionen zeigen, dass die 
Pflegepläne für Pflegezonen umfangreich sind, aber wenig Geld da ist. In den Kernzonen erfolgt keine 
Pflege, somit können Wege aufgegeben oder abgeschnitten werden, die Verkehrssicherung muss 
abgestimmt werden. Es entsteht kein Mehrwert für den Tourismus, aber jagdliche Einschränkungen. 
Anhand eines Organigramms erläutert er die Entscheidungsprozesse innerhalb einer Biosphärenregion. Er 
sieht die Gefahr, dass sich ein Trägerverein als Trojanisches Pferd entpuppen kann. Entgegen der Aussagen 
in der Machbarkeitsstudie, ist die Biosphärenverwaltung ein Träger öffentlicher Belange. Zum 
Verfahrensablauf erläutert Herr Dombrowski, dass erst nach Antragstellung und Aufnahme eine Festlegung 
der Zonen binnen 3 Jahren erfolgt, somit ein Blankoscheck ausgestellt wird und es kein zurück mehr gibt. 
Dabei gibt es im Rheingau bereits seit über 300 Jahren nachhaltige Forstwirtschaft, langjähriger Weinbau, 
die Johannisberger Erklärung, den Zweckverband Rheingau, das KuLaDig und vieles mehr. Er sieht keine 
Wettbewerbsvorteile für den Rheingau und wirft die Frage auf, ob weitere Verwaltungsebenen / 
Kompetenzen gebraucht werden und worin der messbare Mehrwert einer Biosphärenregion liegt. Es liegt 
keine Kosten-Nutzen-Rechnung vor. Er sieht eine Bevormundung und keinen Grund für eine 
Biosphärenregion, sondern Probleme die man vorher nicht hatte bei der Schaffung einer solchen. 
 
 

 
9.5 Für den Bereich Tourismus 

Wanderbotschafter Wolfgang Blum 
Herr Blum spricht als Wanderführer und stellt klar, dass er weder ein politischen Mandat, noch eines einer 
Institution hat, hier zu sprechen. Der Vortrag ist in der Anlage zu finden. Er hat die Vision, Bürger der 1. 
Urbanen Biosphärenregion Deutschlands zu sein und plädiert leidenschaftlich für eine Biosphärenregion 
und benutzt die Anfangsbuchstaben des Wortes BIOSPHAERE. Er bittet abschließend die Beteiligten, sich 
vorurteilsfrei einer Diskussion zu öffnen. Sein Statement ist in Anlage 5 zu finden. 
 
 

 
9.6 Hochschule Geisenheim University 

Prof. Eckhard Jedicke 
Herr Prof. Jedicke spricht sich für eine Ausweisung als Biosphärenregion aus, er selbst hat bereits für 5 
Biosphärenregionen gearbeitet. Sein Statement dazu ist in der Anlage 6 zu finden. Er hat persönlich auch an 
dem Prozess zur Erstellung der Machbarkeitsstudie teilgenommen, diesen aber anders wahrgenommen als 
hier berichtet wurde. Zu der aufgeworfenen Frage der Evaluierung berichtet er, dass die Kosten vom Land 
getragen werden und er selbst bereits solche vorgenommen hat. 
 
 

 
9.7 Zentrum für Gesellschaftliche Verantwortung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 

Dr. Maren Heincke 
Frau Dr. Maren Heincke, Referentin für den Ländlichen Raum beim Zentrum für gesellschaftliche 
Verantwortung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau, ist Agrarwissenschaftlerin und hat an der 
Machbarkeitsstudie in mehreren Funktionen mitgearbeitet. Sie befürwortet die Einrichtung einer 
Biosphärenregion. Sie sieht die Chance, die Region in funktionaler Verflechtung zusammen zu denken, wie 
etwa Sozialentwicklung (demographisch, sozial, wirtschaftlich), ÖPNV, Wohnungsbau, Biotopvernetzung 
und barrierefreiem Tourismus, der nicht an Grenzen endet. Eine Biosphärenregion muss integral gedacht 
werden, nicht sektoral. Wichtig ist die Freiwilligkeit bei einer Biosphärenregion mitzumachen, sie ist als 
Qualitätssiegel gedacht, nicht als Käseglocke. Beim Pfälzer Wald sind nach und nach weitere Kommunen 
beigetreten, weil sie Vorteile für sich gesehen haben. Die Geschäftsstelle dient zum Bündeln und 
Koordinieren, sowie der Akquise von Fördermitteln durch Profis, sowie als Netzwerk für den Austausch. 
Schließlich würde eine Biosphärenregion auch ein positives Signal an die jungen Menschen bedeuten, dass 
ihre Interessen ernst genommen werden. Da der Klimawandel schneller als prognostiziert fortschreitet, 
muss die Resilienz von Räumen auch auf sozialer und ökonomischer Ebene gestärkt werden. Werden diese 
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Transformationsprozesse in die Zukunft geschoben, erhöhen sich die Kosten dafür. In einer 
Biosphärenregion können solche Prozesse ohne massiven Außendruck, wie aktuell durch Corona, 
angestoßen werden. Der Vortrag ist in Anlage 7 zu finden. 
 
 

 
9.8 Fragen / Diskussion Ausschuss 
Vorsitzender Orth dankt der Referentin und den Referenten und lädt zur Diskussion ein. 
 
 

 
9.9 Fragen aus der Bürgerschaft 
Herr Bleuel möchte von Herrn Mascus wissen, ob eine Biosphärenregion (BSR) bei den Anforderungen der 
Strategien von Kreisebene bis auf EU-Ebene hilfreich sein kann. Eine BSR kann hilfreich sein im Umgang mit 
Erfordernissen, die auf die Akteure zukommen, so Herr Mascus. Ferner bietet sie die Chance, als 
Diskussionsforum für unterschiedliche Interessen zu dienen. Er nennt ein Praxisbeispiel aus Idstein. In einer 
AG sollte über Konflikte gesprochen werden, was zunächst in schlimmen Beschimpfungen ausuferte. Dann 
wurden die Konfliktpunkte auf einer Karte eingetragen und plötzlich fanden sich für die einzelnen Probleme 
Lösungen und es folgten viele gemeinsame Projekte. Eine BSR kann als Forum für solche Lösungen dienen. 
Der Gebietsagrarausschuss und der Kreisbauernverband teilen diese Meinung nicht, berichtet Herr Mascus. 
Herr Prof. Jedicke führt als Beispiel die Rhön an, wo der Naturschutz mit der Landwirtschaft über deren 
Probleme redet. 
Herr Dr. Lehmler fragt nach Erfahrungswerten /Evaluierung bzgl. Tourismus und der Vermarktung 
regionaler Produkte. In der Rhön hat der Tourismus Aufschwung genommen. Für die Vermarktung von 
regionalen Produkten besteht Potenzial, es muss gewollt sein, so Herr Prof. Jedicke. Bei der regionalen 
Verwaltung ist es wichtig, dass die Produzenten die Chance auch nutzen wollen, fügt Herr Mascus hinzu. 
Herr Bickelmaier erinnert an den anderen Vortragsblock. Speziell die Befürchtungen der Jäger, dass in der 
Kernzone keine Bejagung mehr erfolgen darf und weist auf die Folgeschäden, wie abgefressene Jungfelder 
und Sonderkulturen hin, wobei der Weinbau die tragende Säule im Rheingau ist. Frau Dr. Heincke verweist 
auf die Antwort des Ministeriums zu einer Anfrage zu diesem Thema. Demnach bleibt die Bejagung in 
Kernzonen erlaubt. Sie bittet darum, die Konfliktthemen fachlich sauber anzugehen. Derzeit besteht die 
Situation, dass Fakten in Frage gestellt oder falsch dargestellt werden. Ängste dürfen nicht mit Fakten 
gleichgesetzt werden. In Anlage 8 und 9 sind beide genannten Anfragen beigefügt. 
 
Die relevante Frage 4 der Drucksache 20/2647 wird hier zitiert: 
 
„Wie steht die Landesregierung zur häufig geäußerten Befürchtung, dass die wirtschaftliche Nutzbarkeit von 
Waldgebieten und Jagdpachten gefährdet wird?“ 
 
Die Biosphäre wird diesbezüglich keine zusätzlichen Einschränkungen mit sich bringen. Mit der FSC-
Zertifizierung des Staatswaldes und einiger Kommunalwälder in der Region sowie den Vorschriften der EU-
rechtlich geschützten Natura 2000 Gebieten, den Naturschutz- und Landschaftsschutzgebieten sind die 
Anforderungen der UNESCO und des Bundesnaturschutzgesetzes heute schon materiell erfüllbar und 
erfordern keine zusätzlichen rechtlichen Einschränkungen. Gerade diese bereits geschaffenen 
Voraussetzungen schon vor Antragstellung sind einzigartig für eine konfliktarme Umsetzung. 
Für die Auswahl der Kernzonenflächen einer möglichen Biosphärenregion wurden vorzugsweise 
Staatswaldflächen in Betracht gezogen. Dazu gehören in erster Linie die Kernflächen Naturschutz des 
Staatswalds und die Naturschutzgebiete mit Prozessschutz. Die Landesregierung hält dort die Jagdausübung 
als eine Form von Wildtiermanagement für unverzichtbar und notwendig.   
Die nachhaltige Waldbewirtschaftung ist wie bisher in der Pflege- und Entwicklungszone weiterzuführen. 
Dazu gehört auch die in den jeweiligen Forsteinrichtungswerken der Waldeigentümer geplante Verjüngung 
der Waldbestände. In der Pflege- und Entwicklungszone ist die Jagd, wie auch schon heute hessenweit 
praktiziert, an den Zielen der naturnahen Waldbewirtschaftung auszurichten. Die Regelungen zum 
Wildschaden in der Landwirtschaft werden durch die Ausweisung einer Biosphärenregion nicht berührt. 
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Die Frage von Herrn Jantzer, ob die Region mit der BSR gewinnt, bejaht Herr Prof. Jedicke, es gibt nichts zu 
verlieren. Die Diskussion um die Jagd hat er miterlebt. Da muss auch gefragt werden, wieso es zu hohen 
Wildschäden kommt, ob genug Anreize und Vermarktungsmöglichkeiten, z. B. über eine Genossenschaft, 
bestehen. Herr Dombrowski hält dafür eine BSR nicht notwendig. Die Idee wurde bereits vor Jahren 
diskutiert und ist gescheitert. In der Kernzone ist keine Jagd erlaubt, so steht es in der vorletzten Version 
vom Landesnaturschutzbeirat. Das Wild fühlt sich dort wohl und geht in die Nachbarschaft. Die Ursachen 
für Wildschäden sind ein abendsprengender Themenkomplex. Bei den Wildschäden kommt es auch auf das 
Wildtiermanagement an, wirft Herr Wennemann ein. Sowohl das Wild muss bejagt werden, als auch der 
Weinbau muss möglich sein. Im Naturpark ist derzeit pandemiebedingt die 3-4fache Menge an Menschen 
im Wald. Hier ist eine Lenkungswirkung nötig. 700.000 Menschen aus der Region plus Menschen aus Mainz 
erholen sich hier. Diese Ströme müssen gelenkt werden. Mit oder ohne BSR bietet sich hier aktuell die 
Chance breite Gesellschaftsschichten zu erreichen. 
Hinsichtlich der Biodiversität erläutert Herr Dombrowski auf Nachfrage, dass eine Göttinger Studie in 3 BSR 
5 Jahre be- und unbewirtschaftete Buchenbestände untersucht hat, mit dem Ergebnis, dass die Diversität 
bei bewirtschafteten Beständen höher ist. Er verweist auch auf eine schlechtere CO2-Bilanz. Die Entnahme 
und die Verwendung von Holz zum Ersatz von anderen Stoffen wurden bei der Bilanzierung beim Urwald 
nicht berücksichtigt. Dem widerspricht Frau Dr. Heincke. Es gibt verschiedene Biodiversitäten, wie 
Lebensräume, Arten oder in der Genetik. Die reine Artenzahl ist nicht aussagekräftig. Wichtig sind der 
spezielle Artenschutz oder der spezielle Lebensraum. Da können 5 Arten wertvoller sein als 30 andere. Bei 
der CO2 -Bilanz muss auch die Humusbildung im Urwald mit in die Klimabilanz einbezogen werden. Herr 
Prof. Jedicke fügt hinzu, dass auch die Holzgewinnung mit eingerechnet werden muss. Ein stillgelegter Wald 
baut mehr Holzmasse auf, als ein im bestimmten Alter geernteter Wald. Ein Vergleich kann nur mit Flächen 
erfolgen die 100 Jahre weiter sind. Er bedauert, dass so viel Zeit über die 3% Kernfläche geredet wird und 
nicht die restlichen 97% der Fläche. Herr Wennemann sieht das auch so. Er bedauert auch, dass so viel über 
einander statt miteinander geredet wird. Er nennt mit dem 300-400 Jahre alten Wolfsrück und der 
ansässigen Bechtsteinfeldermaus Beispiele, dass die Diversität im Wald bereits sehr gut ist und damit nicht 
viel geändert werden muss. In den deutschen Forstbetrieben wird zudem weniger eingeschlagen als 
nachwächst, weil die Gesellschaft es nicht geschafft hat Holz zu verbauen. Hier müssen neue Wege 
gefunden werden. 
Frau Dr. Weinmann ist es wichtig, dass auch andere Bevölkerungskreise, wie etwa Jugendliche zwischen 14 
-27 Jahren erreicht werden – von denen hier in der Sitzung niemand da ist – um die Zukunft zu bewahren 
und zu verbessern. Frau Dr. Heincke hält Jugendarbeit mit Bildung, internationalen Begegnungen und 
praktischen Erfahrungen für wichtig, weil das Klimaproblem das Leben dieser Gruppe dramatisch verändern 
wird. Daher müssen zuerst die Jugendlichen genommen und eingebunden werden. Dazu ist aus Sicht von 
Herrn Stettler auch ein vernünftiges Vereinsleben mit entsprechender Finanzierung nötig. 
Aufgrund der vorgerückten Stunde schließt Vorsitzender Orth die Sitzung. Es erfolgt keine Abstimmung. 
 
Zur aktuellen Sachlage bzgl. des ablehnenden Kreistagsbeschlusses äußert sich die zuständige 
Staatsinisterin Priska Hinz in beiliegendem Schreiben vom 03.07.2020, Anlage 10. 
 
 

 
 
 
Oestrich-Winkel, 01.07.2020 
 
 
 

Ausschussvorsitzender 
Andreas Orth 

 Schriftführerin 
Ruth Schreiner 

 
 
 





 
 
 
 
 
Antrag CDU/FDP KOA, zu Punkt 7. UPB Neukalkulation Verkaufspreise pro m² für 
Erbpachtgrundstücke. 
 
Ein Preis a m²  zum Verkauf eines Erbpachtgrundstückes am Rebhang, kann nicht verpflichtend 
festgelegt werden. Die Stadt Oestrich-Winkel, als Eigentümer des Grundstückes, kann nur mit 
Zustimmung des Erbpächters verkaufen. Voraussetzung für einen Verkauf an den Erbpächter, ist 
demnach, dass man sic h beiderseits auf einen Kaufpreis einigt. Sollte diese Übereinstimmung nicht 
zustande kommen, wäre also ein Verkauf de Grundstückes nicht möglich. Das bedeutet, für den 
Erbpächter als auch für die Stadt Oestrich-Winkel sollte durch den Verkauf  ein Vorteil entstehen, 
eine sogenannte win win Situation. 
Bisher waren € 180,00 pro m²  beiderseits akzeptiert. 
 
Die CDU/FDP Koalition schlägt vor, um eine mögliche Verbesserung zugunsten der Stadt 
stattfindet, in den Verkaufsverhandlungen einen Erlös von € 200,00 zu erreichen. Dies kann aber 
nicht unbedingt als zwingend festgelegt werden. Der Magistrat soll entscheiden können, einen Preis 
zwischen € 180,00 und € 200,00 zu verhandeln.   
 
 
Gleichzeitig soll in dem Kaufvertrag eine Haltepflicht des Käufers festgelegt werden. Das heißt, 
sollte der Käufer das Grundstück Teilen, und (oder) verkaufen, muss der Preis, der über dem 
Verkaufspreis an den Erbpächter liegt, als Wertabschöpfung an die Stadt abgetreten werden.      
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